
 

  

S 2 AS 669/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zuweisung Arbeitsgelegenheit

Wertgrenze

keine Erledigung

öffentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch
Leitsätze 1. Bei dem Streit um die

Rechtmäßigkeit der Zuweisung
einer Arbeitsgelegenheit nach §
16d SGB II steht die Wertgrenze
des § 144 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGG
der Statthaftigkeit der Berufung
nicht entgegen, weil es sich nicht
um eine Klage handelt, die eine
Geld- Dienst- oder Sachleistung
oder einen hierauf gerichteten
Verwaltungsakt betrifft.

 

2. Ein Verwaltungsakt über die
Zuweisung einer
Arbeitsgelegenheit nach § 16d
SGB II erledigt sich nicht durch
Zeitablauf oder andere Weise,
wenn von ihm weiterhin rechtliche
Wirkungen ausgehen. Dies ist der
Fall, wenn der
Zuweisungsbescheid weiterhin
den Rechtsgrund für die im
Rahmen der Arbeitsgelegenheit
geleistete Arbeit und die hierfür
gezahlte
Mehraufwandsentschädigung
bildet und damit einen öffentlich-
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rechtlichen Erstattungsanspruch
ausschließt. 

 
Normenkette SGB II § 16d

SGG § 144 Abs 1 S 1 Nr 1

SGB X § 39 Abs 2

SGB X § 44 Abs 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 AS 669/17
Datum 08.12.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 AS 181/21
Datum 25.01.2024

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden das Urteil des Sozialgerichts
Cottbus vom 08.12.2020 geÃ¤ndert, der Bescheid des Beklagten vom
19.12.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.03.2017
aufgehoben und der Beklagte verpflichtet, den Antrag des KlÃ¤gers vom
17.12.2016 auf RÃ¼cknahme des Bescheides vom 08.09.2016 unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu bescheiden.

Â 

Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen. 

Â 

Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger die HÃ¤lfte seiner notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge zu erstatten. Im
Ã�brigen haben die Beteiligten einander keine Kosten zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 
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Tatbestand

Â 

Die Beteiligten streiten um die RechtmÃ¤Ã�igkeit einer Zuweisung in eine
Arbeitsgelegenheit. 

Â 

Der am 1975 geborene, alleinstehende KlÃ¤ger ist gelernter Tischler und, mit
Ausnahme einer im Jahr 2006 kurzzeitig ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung, seit dem
Jahr Â 1996 nicht erwerbstÃ¤tig. Der KlÃ¤ger bezog vom Beklagten unter anderem
im Zeitraum von Mai 2016 bis April 2017 Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II).

Â 

Im Januar 2016 stellte der Se.V. (nachfolgend: â��Sâ��) beim Beklagten einen
Antrag auf FÃ¶rderung einer Arbeitsgelegenheit mit der Bezeichnung
â��ZusÃ¤tzliche kommunale Hilfsarbeiten in der Gemeinde Hâ��. Als Zielsetzung
der MaÃ�nahme gab S an, fÃ¼r die Teilnehmer, die schon lÃ¤ngere Zeit nicht mehr
im Arbeitsprozess waren, solle sich die VermittlungsfÃ¤higkeit auf dem
Arbeitsmarkt verbessern. Die von den Teilnehmern auszufÃ¼hrenden Arbeiten
beschrieb S wie folgt: Sammeln von MÃ¼ll und Vorbereitung zur Entsorgung,
AufrÃ¤umarbeiten auf kommunalem GelÃ¤nde, kleine Holzarbeiten fÃ¼r Natur und
Umwelt wie Ausbesserung von Sitzgelegenheiten, SchutzhÃ¼tten, GelÃ¤ndern,
Hinweistafeln u.Ã¤., Mithilfe bei der Vor- und Nachbereitung von Veranstaltungen
der Kommune und Vereine, Kontroll- und Sichtungsarbeiten im Bereich der
Wanderwege, Aktualisierung von Dokumentationstafeln, Entfernen von Unkraut auf
Wegen, Sammeln von Laub zur BekÃ¤mpfung der Miniermotte. Ferner gab S jeweils
mit BestÃ¤tigung der Gemeinde H an, dass keine rechtliche Verpflichtung zur
DurchfÃ¼hrung der Arbeiten bestehe, dass es sich nicht um Ã¼blicherweise von
juristischen Personen des Ã¶ffentlichen Rechts durchgefÃ¼hrte Arbeiten handele,
dass die Arbeiten ohne FÃ¶rderung nicht oder nicht in diesem Umfang
durchgefÃ¼hrt wÃ¼rden und dass es sich um zusÃ¤tzliche TÃ¤tigkeiten handele,
mit denen keine Aufgaben regulÃ¤rer Stellen (z.B. unbesetzte Planstellen, erkrankte
oder im Urlaub befindliche Mitarbeiter/innen) wahrgenommen wÃ¼rden. Die
Arbeitsergebnisse dienten der Allgemeinheit, weil die geschaffenen, ausgebesserten
und gepflegten Strukturen jedermann zugÃ¤nglich seien. Die auszufÃ¼hrenden
Arbeiten wÃ¼rden nicht als Dienstleistung auf dem freien Markt angeboten. Dem
Antrag fÃ¼gte S eine Unbedenklichkeitsbescheinigung eines Fachverbandes fÃ¼r
Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau vom 27.01.2016 bei, mit dem die
Unbedenklichkeit unter folgender Bedingung bescheinigt wurde: â��Das
BerÃ¤umen von MÃ¼ll und dessen Vorbereitung zur Entsorgung und
AufrÃ¤umarbeiten auf kommunalem GelÃ¤nde sind in der allgemeinen Form wie
beantragt nicht Gegenstand des Antrags, Laubsammelarbeiten erfolgen
ausschlieÃ�lich zur BekÃ¤mpfung der Kastanienminiermotteâ��. Ferner fÃ¼gte S
dem Antrag eine BestÃ¤tigung der Industrie- und HandelskammerÂ  (IHK) vom
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02.02.2016 bei, mit der die wirtschaftliche Unbedenklichkeit unter bestimmten
PrÃ¤missen bescheinigt wurde. Mit Bescheid vom 10.03.2016 teilte der Beklagte
dem S mit, die MaÃ�nahme â��ZusÃ¤tzliche kommunale Hilfsarbeiten in der
Gemeinde Hâ�� werde unter dem Vorbehalt bewilligt, dass folgende Arbeiten nicht
Gegenstand der MaÃ�nahmebewilligung seien: Sammeln von MÃ¼ll und
Vorbereitung zur Entsorgung, AufrÃ¤umarbeiten auf kommunalem GelÃ¤nde.
Laubsammelarbeiten erfolgen ausschlieÃ�lich zur BekÃ¤mpfung der
Kastanienminiermotte.

Â 

Mit Schreiben vom 08.09.2016 wies der Beklagte den KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum
vom Â 19.09.2016 bis zum 30.11.2016 der von S durchgefÃ¼hrten
Arbeitsgelegenheit â��ZusÃ¤tzliche kommunale Hilfsarbeiten in der Gemeinde Hâ��
zu. Die TÃ¤tigkeit beschrieb der Beklagte wie folgt: â��Erhaltungsarbeiten /
Sammel, Entfernen / Kontrollen (Wanderwege / MÃ¼ll / Natur- und Umwelt), -> Vor-
und Nachbereitung von Veranstaltungen (Kommune / Vereine), -> Aktualisierung
von Dokumentationstafeln, -> kleine Holzarbeiten fÃ¼r Natur und Umweltâ��. Den
zeitlichen Umfang gab der Beklagte mit 25 Stunden pro Woche und die
MehraufwandsentschÃ¤digung mit 1,80 â�¬ pro Stunde an. Dem Schreiben fÃ¼gte
der Beklagte eine Rechtsbehelfsbelehrung bei, wonach gegen diesen
â��Bescheidâ�� Widerspruch eingelegt werden kÃ¶nne. 

Â 

Der KlÃ¤ger nahm diese ihm zugewiesene Arbeitsgelegenheit am 19.09.2016 auf
und nahm hieran nach Angaben des Beklagten im gesamten Zuweisungszeitraum
bis zum 30.11.2016 teil. Nach Angaben des KlÃ¤gers nahm er lediglich bis zum
Â 05.10.2016 an der Arbeitsgelegenheit teil. Ein Sanktionsbescheid wegen des
Nichtantritts oder des Abbruchs der Arbeitsgelegenheit befindet sich den
beigezogenen Verwaltungsakten des Beklagten nicht. Â 

Â 

Mit Schreiben vom 17.12.2016 beantragte der KlÃ¤ger beim Beklagten die
Ã�berprÃ¼fung des Zuweisungsschreibens vom 08.09.2016. Er trug vor, die
Zuweisung sei rechtswidrig. Die im Zuweisungsschreiben benannten Arbeiten
stellten Pflichtaufgaben der Gemeinde dar und seien durch ordentlich bezahlte
FachkrÃ¤fte oder durch Unternehmen zu erbringen. Die Erledigung dieser Aufgaben
durch â��Hartz-IV-Sklavenâ�� fÃ¼hre zu Wettbewerbsverzerrungen. Die Arbeiten
seien nicht zusÃ¤tzlich. 

Â 

Mit Bescheid vom 19.12.2016 (nachfolgend: â��Ã�berprÃ¼fungsbescheidâ��) teilte
der Beklagte mit, das Zuweisungsschreiben vom 08.09.2016 sei rechtens und bleibe
unverÃ¤ndert. Die Ã�berprÃ¼fung habe ergeben, dass weder von einem
unzutreffenden Sachverhalt ausgegangen noch das Recht falsch angewandt worden
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sei. Die benannten Arbeiten seien im Vorfeld Ã¼berprÃ¼ft worden. Es seien keine
Arbeiten Bestandteil, die aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung durchgefÃ¼hrt
werden mÃ¼ssten. Eine rechtliche Verpflichtung kÃ¶nne nicht festgestellt werden.
SÃ¤mtliche TÃ¤tigkeiten entsprÃ¤chen zudem der gemeinsam mit Vertreten des
Kreistages, mit Vertretern der Ã�mter und Gemeinden, der IHK und weiteren
Verbandsvertretern entwickelten Positivliste des Landkreises D.

Â 

Hiergegen legte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 28.12.2016 Widerspruch ein, mit
dem er unter Verweis auf seinen bisherigen Vortrag die Aufhebung des
ablehnenden Ã�berprÃ¼fungsbescheides und die Korrektur des zur Ã�berprÃ¼fung
gestellten Bescheides begehrte.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 02.03.2017 wies der Beklagte diesen Widerspruch
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger habe nichts vorgebracht, was fÃ¼r die
Unrichtigkeit der Entscheidung sprechen kÃ¶nne. Es ergÃ¤ben sich auch keine
neuen Erkenntnisse, die fÃ¼r eine falsche Entscheidung sprÃ¤chen. Die EinwÃ¤nde
mÃ¼ssten unberÃ¼cksichtigt bleiben, weil diese nicht zutreffend seien.

Â 

Mit Schreiben vom 15.03.2017 wies der Beklagte den KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum
vom Â 27.03.2017 bis zum 26.11.2017 erneut der gleichen Arbeitsgelegenheit zu,
wogegen der KlÃ¤ger Widerspruch einlegte und beim Sozialgericht Cottbus im
Rahmen eines einstweiligen Rechtsschutzverfahrens (Aktenzeichen: S 43 AS 746/17
ER) die Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs beantragte. In
diesem, zum damaligen Zeitpunkt in der Beschwerdeinstanz beim
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (Aktenzeichen: L 28 AS 1253/17 ER)
anhÃ¤ngigen einstweiligen Rechtsschutzverfahren erkannte der Beklagte die
aufschiebende Wirkung des Widerspruchs an und hob einen zwischenzeitlich
ergangenen, auf den Nichtantritt der ab dem 27.03.2017 zugewiesenen
Arbeitsgelegenheit gestÃ¼tzten Sanktionsbescheid vom Â 13.06.2017 in der
Folgezeit auf (Abhilfebescheid vom 19.09.2017). Ausweislich eines internen
Aktenvermerks des Beklagten ging er davon aus, dass die Zuweisung vom
15.03.2017 ermessensfehlerhaft (Nichtgebrauch) erfolgt war.

Â 

Mit am 03.04.2017 beim Sozialgericht Cottbus eingegangenem Schriftsatz hat der
KlÃ¤ger Klage gegen den Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 19.12.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.03.2017 erhoben, mit der er unter Wiederholung
der bisherigen BegrÃ¼ndung sein Begehren, gerichtet auf Aufhebung des
Ã�berprÃ¼fungsbescheides in Gestalt des Widerspruchsbescheides und
Verpflichtung des Beklagten zur RÃ¼cknahme des Zuweisungsschreibens vom
08.09.2016, weiterverfolgt hat. Der Beklagte ist der Klage unter Wiederholung und
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Vertiefung seiner bisherigen AusfÃ¼hrungen entgegengetreten.

Â 

Mit Urteil vom 08.12.2020 hat das Sozialgericht Cottbus die Klage abgewiesen. Die
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage sei unbegrÃ¼ndet. Der Bescheid vom
Â 19.12.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.03.2017 sei
rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf RÃ¼cknahme des
Zuweisungsbescheides vom 08.09.2016. Als Anspruchsgrundlage komme allein Â§
44 Abs. 2 des Zehnten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB X) in Betracht. Die
Voraussetzungen lÃ¤gen nicht vor, weil der Zuweisungsbescheid vom 08.09.2016
nicht rechtswidrig sei. Die darin aufgefÃ¼hrten Arbeiten seien zusÃ¤tzlich im Sinne
des Â Â§ 16d Abs. 2 SGB II. Dies ergebe sich aus den Angaben des S im Rahmen des
FÃ¶rderantrags. Es bestehe kein Anlass, an der Richtigkeit dieser Angaben zu
zweifeln. Die Arbeiten lÃ¤gen aufgrund ihrer Ziele (Umweltschutz,
Landschaftspflege, Infrastrukturverbesserung) im Ã¶ffentlichen Interesse,
worÃ¼ber zwischen den Beteiligten auch kein Streit bestehe. Die Arbeiten seien
wettbewerbsneutral. Sie wÃ¼rden so von keinem Wirtschaftsunternehmen in der
Region angeboten. Sie wÃ¼rden ohne die FÃ¶rderung durch den Beklagten gar
nicht durchgefÃ¼hrt. Es bestehe kein Anlass die diesbezÃ¼glichen Angaben der S,
welche auch die Gemeinde bestÃ¤tigt habe, anzuzweifeln. Es lÃ¤gen
Unbedenklichkeitsbescheinigungen des Fachverbandes fÃ¼r Garten-, Landschafts-
und Sportplatzbau und der IHK vor. Es sei weder vorgetragen noch ersichtlich, dass
die Wirtschaft durch die Arbeiten beeintrÃ¤chtigt oder ErwerbstÃ¤tigkeit auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt verdrÃ¤ngt oder in der Entstehung verhindert werde.
Ermessensfehler seien nicht ersichtlich oder vorgetragen. Die MaÃ�nahme belaste
den KlÃ¤ger geringer, als alle MaÃ�nahmen auÃ�erhalb seiner Gemeinde, weil er
seinen Heimatort fÃ¼r die MaÃ�nahme nicht verlassen mÃ¼sse. Der KlÃ¤ger lehne
es, wie er in anderen Verfahren betont habe, strikt ab, seinen Heimatort zu
verlassen. FÃ¼r das Jahr 2016 habe das Gericht keine andere MaÃ�nahme in der
Gemeinde des KlÃ¤gers ermitteln kÃ¶nnen, die den KlÃ¤ger an den allgemeinen
Arbeitsmarkt heranfÃ¼hren kÃ¶nne. 

Â 

Gegen das seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 23.12.2020 zugestellte Urteil hat
der KlÃ¤ger mit am 22.01.2021 beim Sozialgericht Cottbus eingegangenem
Schriftsatz Berufung eingelegt. 

Â 

Der KlÃ¤ger verweist auf seinen erstinstanzlichen Vortrag und fÃ¼hrt ergÃ¤nzend
aus, die AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts seien schlichtweg falsch. Denn bereits
aus der Art der TÃ¤tigkeiten ergebe sich, dass diese, entgegen der nicht auf ihren
Wahrheitsgehalt geprÃ¼ften Angaben des S, nicht zusÃ¤tzlich seien. Insbesondere
bei der Befreiung der Wanderwege von MÃ¼ll kÃ¶nne, unabhÃ¤ngig davon, ob es
sich um eine Pflichtaufgabe der Gemeinde handele, nicht von einer zusÃ¤tzlichen
TÃ¤tigkeit ausgegangen werden. Denn diese TÃ¤tigkeit mÃ¼sste, um die Gegend
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fÃ¼r den Tourismus attraktiv zu halten, sowieso von der Gemeinde ausgefÃ¼hrt
werden. Zwar mÃ¶ge die Gemeinde hierzu nicht gesetzlich verpflichtet sein, aber
sie wÃ¼rde im Falle der NichtausfÃ¼hrung erhebliche Nachteile haben. Aus diesem
Grund sei davon auszugehen, dass die Gemeinde die Arbeiten, ohne die
MÃ¶glichkeit, sie mittels â��Hartz-IV-Sklavenâ�� zu erledigen, durch regulÃ¤re
Angestellte erledigen wÃ¼rde. Die gegenteilige Behauptung des Sozialgerichts sei
nicht plausibel. Angesichts des offensichtlichen Missbrauchs sei nicht
nachvollziehbar, aus welchem Grund das Sozialgericht meine, die Angaben des S in
keiner Weise nachprÃ¼fen zu mÃ¼ssen. Ferner gehe zwischenzeitlich auch der
Beklagte nicht mehr von einer RechtmÃ¤Ã�igkeit der Zuweisung aus. SchlieÃ�lich
habe er hinsichtlich des erneuten Zuweisungsbescheides in die gleiche
Arbeitsgelegenheit die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs anerkannt. 

Â 

Mit Schriftsatz vom 20.05.2021 hat der KlÃ¤ger hilfsweise die Feststellung
beantragt, dass die Zuweisung zu der Arbeitsgelegenheit rechtswidrig gewesen ist.
Das Feststellungsinteresse ergebe sich aus der Widerholungsgefahr, da der
Beklagte dem KlÃ¤ger dieselbe MaÃ�nahme immer wieder zuweise und aus diesem
Grund auch schon Sanktionsbescheide gegen den KlÃ¤ger erlassen habe. 

Â 

Der KlÃ¤ger, dessen ProzessbevollmÃ¤chtigter im Termin zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung nicht erschienen ist, beantragt sinngemÃ¤Ã�,

Â 

1. das Urteil des Sozialgerichts Cottbus vom 08.12.2020 und den Bescheid des
Beklagten vom 19.12.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
Â 02.03.2017 aufzuheben und den Beklagten zu verpflichten, den Bescheid
vom 08.09.2016 zurÃ¼ckzunehmen; 

2. hilfsweise festzustellen, dass der Bescheid vom 08.09.2016 rechtswidrig
war.

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Der Beklagte verweist auf die AusfÃ¼hrungen im erstinstanzlichen Urteil und trÃ¤gt
ergÃ¤nzend vor, dass sich der Zuweisungsbescheid bereits zum Zeitpunkt des
Ã�berprÃ¼fungsantrags erledigt gehabt habe. Vor diesem Hintergrund erscheine
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bereits ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis fraglich.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der gewechselten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen, auf das Protokoll zur mÃ¼ndlichen
Verhandlung vom 25.01.2024, auf die beigezogenen Verwaltungsakten des
Beklagten und auf die beigezogene Gerichtsakte des Sozialgerichts Cottbus S Â 43
Â AS Â 746/17 ER Bezug genommen. 

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Der Senat konnte trotz des Nichterscheinens des ProzessbevollmÃ¤chtigten des
KlÃ¤gers im Termin eine mÃ¼ndliche Verhandlung durchfÃ¼hren und aufgrund
dieser entscheiden, weil der ProzessbevollmÃ¤chtigte in der ihm ordnungsgemÃ¤Ã�
zugestellten Ladung auf diese MÃ¶glichkeit hingewiesen worden ist (sog. einseitige
mÃ¼ndliche Verhandlung; vgl. hierzu: Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Schmidt, SGG,
14. Auflage, Â§ 126 Rn. 4).

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers hat im Sinne einer Aufhebung des angefochtenen
Ã�berprÃ¼fungsbescheides in Gestalt des Widerspruchsbescheides und
Verpflichtung des Beklagten zur Neubescheidung des Ã�berprÃ¼fungsantrags
Erfolg und bleibt im Ã�brigen erfolglos. 

Â 

1.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist nach Â§ 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft
und form- und fristgerecht gemÃ¤Ã� Â§ 151 SGG erhoben worden. 

Â 

Die Wertgrenze des Â§ 144 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGG steht der Statthaftigkeit der
Berufung nicht entgegen. Nach dieser Vorschrift bedarf die Berufung, abweichend
von Â§ 143 SGG, der Zulassung im Urteil des Sozialgerichts oder auf Beschwerde
durch Beschluss des Landessozialgerichts, wenn der Wert des
Beschwerdegegenstandes bei einer Klage, die eine Geld-, Dienst- oder Sachleistung
oder einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt betrifft 750,00 â�¬ nicht
Ã¼bersteigt. 
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Â 

Bei dem hier vorliegenden Streit um die RechtmÃ¤Ã�igkeit der Zuweisung einer
Arbeitsgelegenheit nach Â§ 16d SGB II handelt es sich nicht um eine solche, eine
Geld- Dienst- oder Sachleistung oder einen hierauf gerichteten Verwaltungsakt
betreffende Klage. Denn bei der Zuweisung einer Arbeitsgelegenheit handelt es
sich, anders als bei einer Meldeaufforderung, bei der es sich nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, weil ihre Nichtbefolgung allein zur
Leistungsminderung fÃ¼hrt, prozessual um einen auf Geldleistung gerichteten
Verwaltungsakt handeln und der Wert des Beschwerdegegenstandes sich nach dem
Wert einer Leistungsminderung bei einem MeldeversÃ¤umnis bemessen soll (vgl.
hierzu: BSG, Beschluss vom 08.05.2019 â�� B 14 AS 86/18 B â�� juris Rn. 3; BSG,
Beschluss vom Â 26.06.2018 â�� B 14 AS 437/17 B â�� juris Rn. 4; BSG, Beschluss
vom 24.08.2017 â�� B 4 AS 223/17 B â�� juris Rn. 3), nicht um eine
betragsmÃ¤Ã�ig konkrete berechenbare Geldleistung oder einen hierauf
gerichteten Verwaltungsakt. Denn mit der Zuweisung einer Arbeitsgelegenheit wird
das SozialrechtsverhÃ¤ltnis zwischen erwerbsfÃ¤higem Leistungsberechtigten und
dem GrundsicherungstrÃ¤ger mit wechselseitigen Rechten und Pflichten (bzw.
Obliegenheiten) mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit konkretisiert, so dass sich
die Zuweisungsentscheidung im Gegensatz zur Meldeaufforderung nicht in der
bloÃ�en Vorbereitung einer im Falle der Nichtteilnahme oder des Abbruchs
mÃ¶glichen Sanktionsentscheidung erschÃ¶pft (so auch: ThÃ¼ringer LSG,
Beschluss vom 18.05.2016 â�� L 9 AS 449/16 B ER â�� juris Â Rn. Â 15; zum Ersatz
einer Eingliederungsvereinbarung durch Verwaltungsakt: BSG, Urteil vom
21.03.2019 â�� BÂ 14 AS 28/18 R â�� juris Rn. 10; anderer Auffassung zur
Zuweisung einer MaÃ�nahme zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung:
Bayerisches LSG, Urteil vom 21.11.2022 â�� L 7 AS 128/22 â�� juris Rn. 19; LSG
Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 17.08.2021 â�� L 18 AL 67/21 B PKH â�� juris
Rn. 2; SÃ¤chsisches LSG, Beschluss vom 04.01.2021 â�� L 7 AS 902/20 B ER â��
juris Rn. 16). Bei der Zuweisung einer Arbeitsgelegenheit handelt es sich auch nicht
um eine Dienstleistung im Sinne des Â§ 144 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGG (ThÃ¼ringer LSG,
Beschluss vom 18.05.2016 â�� L Â 9 Â AS 449/16 B ER â�� juris Rn. 16 f.) und auch
nicht um eine Sachleistung im Sinne dieser Vorschrift. 

Â 

2.

Die zulÃ¤ssige Berufung ist in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang
begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage zu Unrecht vollstÃ¤ndig abgewiesen. 

Â 

Gegenstand des Rechtsstreits ist der Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 19.12.2016 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.03.2017, mit dem der Beklagte eine
RÃ¼cknahme des Zuweisungsschreibens vom 08.09.2016 abgelehnt hat. 

Â 
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a) Die hiergegen erhobene Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 S. 1 SGG statthaft (vgl. zur statthaften
Klageart wegen AnsprÃ¼chen nach Â§ 44 SGB X: Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Schmidt, SGG, 14. Auflage, Â§ 54 Rn. 20c m.w.N.), weil mit ihr die
Aufhebung eines Verwaltungsaktes (hier: Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 19.12.2016
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.03.2017) und die Verpflichtung zum
Erlass eines abgelehnten Verwaltungsaktes (hier: RÃ¼cknahme des
Zuweisungsschreibens vom 08.09.2016) begehrt wird. 

Â 

Denn bei dem mit der Anfechtungsklage angegriffenen Ã�berprÃ¼fungsbescheid
vom Â 19.12.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.03.2017 handelt
es sich erkennbar um einen Verwaltungsakt im Sinne des Â§ 31 S. 1 SGB X. Auch
die mit der Verpflichtungsklage begehrte RÃ¼cknahme des Zuweisungsschreibens
vom Â 08.09.2016 stellt einen Verwaltungsakt im Sinne des Â§ 31 S. 1 SGB X dar.
Dies ergibt sich daraus, dass es sich bei dem Zuweisungsschreiben vom 08.09.2016
um einen Verwaltungsakt handelt, so dass eine dieses Zuweisungsschreiben
zurÃ¼cknehmende Entscheidung als actus contrarius ebenfalls einen
Verwaltungsakt darstellen wÃ¼rde. Die Qualifizierung des Zuweisungsschreibens
vom 08.09.2016 als Verwaltungsakt im Sinne des Â§ 31 S. 1 SGB X folgt zunÃ¤chst
aus den vom Bundessozialgericht zur Rechtsnatur von Zuweisungen in
Arbeitsgelegenheiten entwickelten GrundsÃ¤tzen. Hiernach stellt die Zuweisung
einer bestimmten Arbeitsgelegenheit regelmÃ¤Ã�ig einen Verwaltungsakt dar, es
sei denn, es ist bereits zuvor in einer Eingliederungsvereinbarung (oder einem sie
ersetzenden Verwaltungsakt) eine Konkretisierung hinsichtlich des Inhalts einer
ganz bestimmten Arbeitsgelegenheit erfolgt (BSG, Urteil vom 22.08.2013 â�� B 14
AS 75/12 R â�� juris Â Rn. Â 16; BSG, Urteil vom 13.04.2011 â�� B 14 AS 101/10 R
â�� juris Rn. 15 f.). Im vorliegenden Fall ist weder vorgetragen worden noch sonst
ersichtlich, dass die hier streitige Arbeitsgelegenheit bereits zuvor in einer
Eingliederungsvereinbarung (oder einem sie ersetzenden Verwaltungsakt) konkret
vereinbart (oder geregelt) worden wÃ¤re. UnabhÃ¤ngig hiervon ergibt sich die
Qualifizierung des Zuweisungsschreibens vom 08.09.2016 als Verwaltungsakt aber
auch daraus, dass der Beklagte dieses Schreiben mit einer Rechtsbehelfsbelehrung
versehen und das Schreiben darin ausdrÃ¼cklich als â��Bescheidâ�� bezeichnet
hat. Denn fÃ¼r die Qualifizierung eines Verwaltungshandelns als Verwaltungsakt
kommt es maÃ�geblich darauf an, wie der EmpfÃ¤nger die ErklÃ¤rung bei
verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung des Einzelfalles objektiv verstehen musste. Wenn die
BehÃ¶rde ein Schreiben selbst als â��Bescheidâ�� bezeichnet und mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung versieht und hierdurch zum Ausdruck bringt, dass sie sich
der Handlungsform eines Verwaltungsaktes bedient hat, liegt regelmÃ¤Ã�ig ein
(zumindest formeller) Verwaltungsakt vor (Engelmann in SchÃ¼tze, SGB X,
9.Â Auflage, Â§ 31 Rn. 37 f. und Rn. 43 m.w.N. zur Rechtsprechung). 

Â 

Die Anfechtungs- und Verpflichtungsklage ist auch zulÃ¤ssig. 
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Â 

Das erforderliche RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r die Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage ergibt sich grundsÃ¤tzlich daraus, dass im Falle der Aufhebung
des Zuweisungsbescheides vom 08.09.2016 (bzw. hier der Verpflichtung des
Beklagten zur RÃ¼cknahme des Zuweisungsbescheides) ein Ã¶ffentlich-rechtlicher
Erstattungsanspruch des KlÃ¤gers gegen den Beklagten, gerichtet auf Wertersatz
fÃ¼r die im Rahmen der Arbeitsgelegenheit geleistete Arbeit, zumindest ernsthaft
in Betracht kommt (vgl. zum RechtsschutzbedÃ¼rfnis: BSG, Urteil vom 13.04.2011
â�� B Â 14 Â AS 101/10 R â�� juris Rn. 18; vgl. allgemein zu den Voraussetzungen
des Ã¶ffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruchs auch: BSG, Urteil 22.08.2013 â��
B Â 14 Â AS Â 75/12 R â�� juris Rn. 13 ff.; BSG, Urteil vom 27.08.2011 â�� B 4 AS
1/10 R â�� juris Rn. 23 ff.; BSG, Urteil vom 13.04.2011 â�� B 14 AS 98/10 R â�� juris
Rn. 14 ff.).

Â 

Einem RechtschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r die erhobene Anfechtungsklage steht nicht
entgegen, dass der mit der Anfechtungsklage angegriffene Verwaltungsakt (hier:
Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 19.12.2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom Â 02.03.2017) unwirksam (geworden) wÃ¤re (vgl. zur Erforderlichkeit eines
wirksamen Verwaltungsaktes fÃ¼r die ZulÃ¤ssigkeit der Anfechtungsklage: Keller in
Meyer-Ladewig/Keller/Schmidt, SGG, 14. Auflage, Â§ 54 Rn. 8a). Denn der infolge
seiner Bekanntgabe wirksam gewordene Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 19.12.2016
in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.03.2017 ist auch weiterhin wirksam.
Seine Wirksamkeit ist nicht gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs. 2 SGB X entfallen. Nach dieser
Vorschrift bleibt ein Verwaltungsakt wirksam, solange und soweit er nicht
zurÃ¼ckgenommen, widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf
oder auf andere Weise erledigt ist. Keine dieser fÃ¼r eine Unwirksamkeit
erforderlichen Voraussetzungen ist hinsichtlich des angefochtenen
Ã�berprÃ¼fungsbescheides erfÃ¼llt. Insbesondere hat er sich nicht durch
Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt, weil seine regelnde Wirkung, dass keine
RÃ¼cknahme des Zuweisungsbescheides vom Â 08.09.2016 erfolgt, weiterhin
fortbesteht und durch die Anfechtungsklage gerade beseitigt werden soll. 

Â 

FÃ¼r die Verpflichtungsklage kann ein RechtsschutzbedÃ¼rfnis, entgegen der vom
Beklagten vertretenen Auffassung, ebenfalls nicht mit der BegrÃ¼ndung verneint
werden, dass sich der hiermit begehrte Verwaltungsakt (hier: RÃ¼cknahme des
Zuweisungsbescheides vom 08.09.2016) erledigt habe. Denn dies wÃ¤re, weil die
RÃ¼cknahme eines bereits unwirksamen Verwaltungsaktes nicht in Betracht
kommt, nur der Fall, wenn der Bescheid, dessen RÃ¼cknahme begehrt wird (hier:
Zuweisungsbescheid vom 08.09.2016), unwirksam (geworden) wÃ¤re. Dies ist
vorliegend jedoch nicht der Fall. Der infolge seiner Bekanntgabe wirksam
gewordene Zuweisungsbescheid vom 08.09.2016 ist nicht gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs. 2
SGB X unwirksam geworden. Denn er ist nicht zurÃ¼ckgenommen, widerrufen oder
anderweitig aufgehoben worden. Der Zuweisungsbescheid vom 08.09.2016 hat
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sich, entgegen der vom Beklagten vertretenen Auffassung, auch nicht durch
Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt. DurchÂ Zeitablauf oder auf andere Weise
erledigt sich der Verwaltungsakt, wenn er seine regelnde Wirkung verliert oder die
AusfÃ¼hrung seines HauptverfÃ¼gungssatzes rechtlich oder tatsÃ¤chlich
unmÃ¶glich geworden istÂ (Roos/BlÃ¼ggel in SchÃ¼tze, SGB X, 9. Auflage, Â§ 39
Rn. 14 m.w.N.). Diese Voraussetzungen fÃ¼r eine Erledigung sind hinsichtlich des
Zuweisungsbescheides vom 08.09.2016 nicht erfÃ¼llt. Zwar kÃ¶nnten die
Tatsachen, dass der Zeitraum der zugewiesenen Arbeitsgelegenheit (19.09.2016 bis
zum 30.11.2016) vollstÃ¤ndig in der Vergangenheit liegt und ausweislich der
beigezogenen Verwaltungsakten des Beklagten kein auf den Zuweisungsbescheid
vom 08.09.2016 gestÃ¼tzter Sanktionsbescheid ergangen ist, fÃ¼r eine solche
Erledigung durch Zeitablauf oder auf andere Weise sprechen. Allerdings ist im
vorliegenden Fall zu berÃ¼cksichtigen, dass der KlÃ¤ger (nach Angaben des
Beklagten im gesamten Zuweisungszeitraum und nach eigenen Angaben zumindest
bis zum 05.10.2016) an der Arbeitsgelegenheit teilgenommen hat und damit die
ihm mit dem Zuweisungsbescheid auferlegte Handlungsobliegenheit (mindestens
teilweise) erfÃ¼llt hat. Im Falle einer solchen ErfÃ¼llung der durch Verwaltungsakt
auferlegten Handlungsobliegenheit tritt eine Erledigung immer erst dann ein, wenn
der Verwaltungsakt nicht mehr geeignet ist, rechtliche Wirkungen zu erzeugen oder
wenn die ihm ursprÃ¼nglich innewohnende Steuerungsfunktion nachtrÃ¤glich
entfallen ist (BVerwG, Urteil vom 25.09.2008 â�� 7 C 5/08 â�� juris Rn. 13;
Bayerischer VGH, Urteil vom 24.09.1998 â�� 12 B 96.400 â�� juris Rn.Â 36; Sachs
in Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, Â 10. Auflage, Â§ 43 Rn. 216; Goldhammer in
Schoch/Schneider, VwVfG, 3. EL August 2022, Â§ 43 Rn. 126; Schemmer in BeckOK
VwVfG, 61. Edition, Stand: Â 01.10.2023, Â§ 43 Rn. 55; Schneider-Danwitz in jurisPK-
SGB X, 2. Auflage, Stand: 01.12.2017, Â§ 39 Rn. 50; wohl auch: BSG, Urteil vom
13.04.2011 â�� B Â 14 Â AS Â 101/10 R â�� juris Rn. 14 ff, das bei vergleichbarem
Sachverhalt die isolierte Anfechtungsklage fÃ¼r zulÃ¤ssig hÃ¤lt, ohne die Frage der
Erledigung zu thematisieren). Gemessen hieran hat sich der Zuweisungsbescheid
vom 08.09.2016 im vorliegenden Fall nicht durch Zeitablauf oder andere Weise
erledigt, weil von ihm weiterhin rechtliche Wirkungen ausgehen. SchlieÃ�lich bildet
der Zuweisungsbescheid weiterhin den Rechtsgrund fÃ¼r die vom KlÃ¤ger im
Rahmen der Arbeitsgelegenheit geleistete Arbeit und die hierfÃ¼r gezahlte
MehraufwandsentschÃ¤digung und schlieÃ�t, solange er nicht aufgehoben ist, einen
Ã¶ffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch aus (Bayerischer VGH, Urteil vom
24.09.1998 â�� 12 B 96.400 â�� juris Rn. 36; BVerwG, Urteil vom 20.11.1997 â��Â  
5 C 1/96 â�� juris Rn. 8 ff.; Sachs in Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 10. Auflage, Â§ 43
Rn. 216; Schemmer in BeckOK VwVfG, 61. Edition, Stand: Â 01.10.2023, Â§ 43 Rn.
55).

Â 

b) Die Anfechtungs- und Verpflichtungsklage ist im Sinne einer Aufhebung des
angefochtenen Ã�berprÃ¼fungsbescheides in Gestalt des Widerspruchsbescheides
und der als â��Minusâ�� im gestellten Antrag enthaltenen Verpflichtung des
Beklagten zur Neubescheidung des Ã�berprÃ¼fungsantrags begrÃ¼ndet. Im
Ã�brigen ist die Anfechtungs- und Verpflichtungsklage unbegrÃ¼ndet. 
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Â 

Die mit dem Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 19.12.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.03.2017 getroffene Entscheidung, eine
RÃ¼cknahme des Zuweisungsbescheides vom 08.09.2016 abzulehnen, ist
rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Dem KlÃ¤ger steht gegen
den Beklagten aber kein Anspruch auf RÃ¼cknahme des Zuweisungsbescheides
vom Â 08.09.2016, sondern lediglich ein Anspruch auf Neubescheidung seines
Ã�berprÃ¼fungsantrags vom 17.12.2016 zu.

Â 

Als Rechtsgrundlage der vom KlÃ¤ger begehrten RÃ¼cknahme des
Zuweisungsbescheides vom 08.09.2016 kommt Â§ 44 Abs. 1 S. 1 SGB X nicht in
Betracht. Nach dieser Vorschrift ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass des
Verwaltungsaktes das Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt
ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und soweit deshalb
Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben
worden sind. Die Voraussetzungen dieser Vorschrift sind nicht erfÃ¼llt, weil selbst
im Falle der Rechtswidrigkeit des Zuweisungsbescheides dem KlÃ¤ger keine
Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht worden wÃ¤ren. Denn bei dem im Falle
der Aufhebung oder RÃ¼cknahme des Zuweisungsbescheides vom 08.09.2016
zumindest in Betracht kommenden Ã¶ffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruch des
KlÃ¤gers gegen den Beklagten, gerichtet auf Wertersatz fÃ¼r die im Rahmen der
Arbeitsgelegenheit geleistete Arbeit, handelt es sich nicht um eine Sozialleistung im
Sinne des Â§ 11 S. 1 des Ersten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB I) (BSG, Urteil
vom 27.08.2011 â�� B Â 4 Â AS Â 1/10 Â R â�� juris Rn. 34). Auch eine in der
Rechtsprechung bei Bescheiden Ã¼ber die Aufhebung und Erstattung von
Sozialleistungen angenommene analoge Anwendung des Â§ 44 Abs. 1 S. 1 SGB X
(vgl. BSG, Urteil vom 21.10.2020 â�� B Â 13 Â R Â 19/19 R â�� juris Rn. 11; BSG,
Urteil vom 13.02.2014 â�� B 4 AS 19/13 R â�� juris Rn. 14 m.w.N. zur
Rechtsprechung) scheidet aus, da es, weil keine Sozialleistungen vorenthalten oder
nachtrÃ¤glich aufgehoben und zurÃ¼ckgefordert werden, jedenfalls an der fÃ¼r
eine Analogiebildung erforderlichen Vergleichbarkeit der Sach- und Interessenlage
fehlt. Â Â Â Â 

Â 

Als Rechtsgrundlage der vom KlÃ¤ger begehrten RÃ¼cknahme des
Zuweisungsbescheides vom 08.09.2016 kommt damit einzig Â§ 44 Abs. 2 SGB X in
Betracht. Nach dieser Vorschrift ist ein rechtswidriger nicht begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise
mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft zurÃ¼ckzunehmen (Â§ 44 Abs. 2 S. 1 SGB X). Er kann
auch fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckgenommen werden (Â§ 44 Abs. 2 S. 2 SGB X
). 
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Â 

Die tatbestandlichen Voraussetzungen des Â§ 44 Abs. 2 SGB X sind vorliegend
erfÃ¼llt. Bei dem Zuweisungsbescheid vom 08.09.2016 handelt es sich (zumindest
auch) um einen nicht begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt, weil hiermit eine
Obliegenheit zur Teilnahme an der Arbeitsgelegenheit begrÃ¼ndet wurde und im
Falle des Nichtantritts oder des Abbruchs eine Leistungsminderung gedroht hÃ¤tte.
Der Zuweisungsbescheid vom 08.09.2016 war bereits zum Zeitpunkt seines
Erlasses rechtswidrig. Nach Â§ 16d Abs. 1 S. 1 SGB II kÃ¶nnen erwerbsfÃ¤hige
Leistungsberechtigte zur Erhaltung oder Wiedererlangung ihrer
BeschÃ¤ftigungsfÃ¤higkeit, die fÃ¼r eine Eingliederung in Arbeit erforderlich ist, in
Arbeitsgelegenheiten zugewiesen werden, wenn die darin verrichteten Arbeiten
zusÃ¤tzlich sind, im Ã¶ffentlichen Interesse liegen und wettbewerbsneutral sind. Es
kann im vorliegenden Fall dahinstehen, ob die tatbestandlichen Voraussetzungen
des Â§ 16d Abs. 1 S. 1 SGB II fÃ¼r die dem KlÃ¤ger hier zugewiesene
Arbeitsgelegenheit erfÃ¼llt sind. Insbesondere kann die zwischen den Beteiligten
streitige Frage dahinstehen, ob die in der zugewiesenen Arbeitsgelegenheit
verrichteten Arbeiten zusÃ¤tzlich im Sinne des Â§ 16d Abs. 1 S. 1 i.V.m. Â§16d Abs.
2 SGB II waren. Denn der Zuweisungsbescheid vom 08.09.2016 erweist sich selbst
bei Vorliegen der tatbestandlichen Voraussetzungen als rechtswidrig, weil der
Beklagte das ihm bei der Zuweisung von Arbeitsgelegenheiten nach dieser
Vorschrift eingerÃ¤umte Ermessen (â��Kann-Bestimmungâ��) nicht rechtmÃ¤Ã�ig
ausgeÃ¼bt hat. Die gerichtliche Ã�berprÃ¼fung der RechtmÃ¤Ã�igkeit von
behÃ¶rdlichen Ermessensentscheidung ist gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 2 S. 2 SGG
dahingehend eingeschrÃ¤nkt, dass nur geprÃ¼ft wird, ob die gesetzlichen Grenzen
des Ermessens Ã¼berschritten worden sind und ob von dem Ermessen in einer dem
Zweck der ErmÃ¤chtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht worden
ist. Insbesondere darf das Gericht nicht sein eigenes Ermessen an die Stelle des
Verwaltungsermessens setzen. Das Gericht Ã¼berprÃ¼ft daher lediglich, ob
Ermessensfehler vorliegen. Ein solcher Ermessensfehler ist insbesondere im Falle
des Ermessensnichtgebrauchs gegeben, wenn die BehÃ¶rde ihr Ermessen nicht
ausgeÃ¼bt oder im Bescheid nicht zum Ausdruck gebracht hat (vgl. hierzu: Keller in
Meyer-Ladewig/Keller/Schmidt, SGG, 14. Auflage, Â§ 54 Rn. 26 ff. m.w.N.).
Gemessen an diesen MaÃ�stÃ¤ben liegt bei dem Zuweisungsbescheid vom
08.09.2016 ein Ermessensfehler in Form des Ermessensnichtgebrauchs vor, weil
sich dem Bescheid an keiner Stelle ErmessenserwÃ¤gungen entnehmen lassen.
Soweit das Sozialgericht im erstinstanzlichen Urteil eigene ErmessenerwÃ¤gungen
angestellt hat, hat es hiermit unzulÃ¤ssigerweise sein eigenes Ermessen an die
Stelle des Verwaltungsermessens gesetzt. 

Â 

Als Rechtsfolge sieht Â§ 44 Abs. 2 S. 1 SGB X einen gebundenen Anspruch auf
vollstÃ¤ndige oder teilweise RÃ¼cknahme des rechtswidrigen Verwaltungsaktes mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft, das heiÃ�t fÃ¼r einen nach der Entscheidung Ã¼ber den
RÃ¼cknahmeantrag liegenden Zeitpunkt (BSG, Urteil vom 29.03.2022 â�� B Â 12
Â R Â 2/20 Â R Â â�� juris Rn. 14), vor. Eine solche RÃ¼cknahme mit Wirkung fÃ¼r
die Zukunft wird vom KlÃ¤ger vorliegend jedoch nicht beansprucht. Vielmehr
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beansprucht er, weil der Zeitraum der zugewiesenen Arbeitsgelegenheit
(19.09.2016 bis zum Â 30.11.2016) vollstÃ¤ndig in der Vergangenheit liegt,
ausschlieÃ�lich eine RÃ¼cknahme mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit. 

Â 

Es ist damit ausschlieÃ�lich der Anwendungsbereich des Â§ 44 Abs. 2 S. 2 SGB X
erÃ¶ffnet. Die Vorschrift rÃ¤umt der BehÃ¶rde bei der Entscheidung Ã¼ber die
RÃ¼cknahme eines Verwaltungsaktes mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
wiederum Ermessen (â��Kann-Vorschriftâ��) ein. Anhaltspunkte, die dafÃ¼r
sprechen kÃ¶nnten, dass das dem Beklagten insoweit einrÃ¤umte Ermessen
dahingehend auf Null reduziert ist, dass nur eine RÃ¼cknahme des
Zuweisungsbescheides mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit als nicht
ermessensfehlerhaft in Betracht kommt, sind nicht ersichtlich. Ein gebundener
Anspruch des KlÃ¤gers auf RÃ¼cknahme des Zuweisungsbescheides vom
08.09.2016 lÃ¤sst sich aus Â§ 44 Abs. 2 S. 2 SGB X damit nicht herleiten. Dem
KlÃ¤ger steht aber aus Â§ 44 Abs. 2 S. 2 SGB X ein Anspruch auf erneute,
ermessensfehlerfreie Entscheidung Ã¼ber seinen Ã�berprÃ¼fungsantrag vom
17.12.2016 zu, weil der Beklagte das ihm einrÃ¤umte Ermessen auch im
Ã�berprÃ¼fungsbescheid in Gestalt des Widerspruchsbescheids nicht rechtmÃ¤Ã�ig
ausgeÃ¼bt hat. SchlieÃ�lich hat der Beklagte auch im Ã�berprÃ¼fungsbescheid in
Gestalt des Widerspruchsbescheides keinerlei ErmessenserwÃ¤gungen angestellt,
so dass hier ebenfalls ein Ermessensfehler in Form des Ermessensnichtgebrauchs
vorliegt. 

Â 

Im Ergebnis ist der Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 19.12.2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.03.2017 damit aufzuheben und der Beklagte zur
Neubescheidung des Ã�berprÃ¼fungsantrags des KlÃ¤gers vom 17.12.2016 zu
verpflichten. Soweit der KlÃ¤ger darÃ¼ber hinaus die Verpflichtung des Beklagten
zur RÃ¼cknahme des Zuweisungsbescheides vom 08.09.2016 begehrt, ist die
Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Â 

3. 

Der auf Feststellung der Rechtswidrigkeit des Zuweisungsbescheides vom
08.09.2016 gerichteten Hilfsantrag bleibt ohne Erfolg, weil er unzulÃ¤ssig ist. 

Â 

Als Fortsetzungsfeststellungsklage ist der Hilfsantrag bereits unstatthaft. Denn die
Fortsetzungsfeststellungklage ist nach Â§ 131 Abs. 1 S. 3 SGG nur statthaft, wenn
sich der angegriffene Verwaltungsakt durch ZurÃ¼cknahme oder anders erledigt
hat. Ein solcher Fall der Erledigung ist, wie bereits ausgefÃ¼hrt, hinsichtlich des
Zuweisungsbescheides vom 08.09.2016 nicht gegeben.
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Â 

Als allgemeine Feststellungsklage nach Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 SGG ist der Hilfsantrag
zwar statthaft, aber unzulÃ¤ssig. Denn die ZulÃ¤ssigkeit der allgemeinen
Feststellungsklage setzt voraus, dass der KlÃ¤ger ein berechtigtes Interesse an der
baldigen Feststellung hat. Ein solches Feststellungsinteresse an der vom KlÃ¤ger
begehrten Feststellung der Rechtswidrigkeit des Zuweisungsbescheides vom
Â 08.09.2016 ist im vorliegenden Fall nicht gegeben, weil die Rechtswidrigkeit des
Zuweisungsbescheides bereits im Rahmen der mit dem Hauptantrag erhobenen
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage bejaht worden ist. AuÃ�erdem ist eine
Feststellungsklage zur Vermeidung der Umgehung der besonderen
ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzungen einer Anfechtungs- und Verpflichtungsklage stets
unzulÃ¤ssig, wenn ein den Gegenstand der Feststellungsklage regelnder
Verwaltungsakt mangels der DurchfÃ¼hrung eines Widerspruchsverfahrens
bestandskrÃ¤ftig wurde (Senger in juris-PK-SGG, 2. Auflage, Stand: 15.06.2022, Â§
55 Rn. 21; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Schmidt, SGG, 14. Auflage, Â§ 55 Rn. 3d
(Feststellungsklage unbegrÃ¼ndet)). Dies ist vorliegend der Fall, weil der KlÃ¤ger
gegen den Zuweisungsbescheid vom 08.09.2016 keinen Widerspruch eingelegt hat,
so dass dieser gemÃ¤Ã� Â§ 77 SGG bestandskrÃ¤ftig ist. 

Â 

4. 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt, dass die
Rechtsverfolgung teilweise erfolgreich war und teilweise ohne Erfolg geblieben ist. 

Â 

Die Revision gegen dieses Urteil ist nicht zuzulassen, weil ZulassungsgrÃ¼nde nach
Â Â§ Â 160 Abs. 2 SGG nicht vorliegen. 

Â 

Erstellt am: 20.03.2024

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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